
BERATUNGSUNTERLAGE
LANDESAMTSDIREKTORENKONFERENZ

Tagung am 29. April 2011 in Bad Ischl
Zwischenbericht Unternehmensserviceportal
(Oberösterreich, Präs-2006-7652/189-RR/BRA vom 5.4.2011)









VSt-6439/3









vom 2.9.2010
1. Die Landesamtsdirektorenkonferenz fasste in ihrer Tagung am 1. September 2010 zum Thema „Unternehmensserviceportal (USP)“ folgenden Beschluss:

Der im Auftrag der Landesamtsdirektorenkonferenz vom 28. April 2010 von den Ländern Oberösterreich, Steiermark und Wien erarbeitete Vorschlag für einen gemeinsamen strategischen Rahmen für die USP-Zusammenarbeit (VSt-6439/1 vom 29.7.2010) wird zustimmend zur Kenntnis genommen.

Bei den weiteren Arbeiten sind die dazu eingelangten Stellungnahmen von Salzburg und Vorarlberg (VSt-6439/2 vom 30.8.2010) zu berücksichtigen.

(VSt-6439/3 vom 2.9.2010)

Dieser von der Landesamtsdirektorenkonferenz beschlossene "Gemeinsame Strategische Rahmen der Länder für die USP-Zusammenarbeit" (auf den folgenden Seiten aufgenommen) wurde dem BMF übergeben und ist Grundlage der weiteren USP-Zusammenarbeit mit dem Bund.

2. Zurzeit wird an der Vorbereitung der pilotweisen Verfahrensanbindung der beiden Länderverfahren

· "§ 90 StVO-Verfahren (Arbeiten auf oder neben der Straße)" und

· "Gewerbeverfahren"

an das USP gearbeitet.

Nach der bevorstehenden Finalisierung der beiden Use Cases soll zuerst mit der Umsetzung einer pilotweisen Anbindung des "§ 90 StVO-Verfahrens" – zumindest in Wien – begonnen werden. Sofern zusätzliche technologische oder praktische Erfahrungen zu erwarten sind, könnte anschließend auch eine pilotweise Umsetzung des "§ 90 StVO-Verfahrens" in Oberösterreich sowie eine pilotweise Umsetzung von "Gewerbeverfahren" – z.B. in der Steiermark – vorgenommen werden.

Ziel dieser Pilotanbindungen ist es primär, die faktische und technologische Anbindungsmöglichkeit von Landesverfahren ans USP anhand konkreter praktischer Beispiele zu prüfen und durchzuspielen ("learning by doing").

Eine gleichzeitige (auch organisatorische) Verfahrensoptimierung sowie Kosten/Nutzen-Prüfung ist dabei noch nicht das Ziel, dies würde wesentlich mehr Aufwand und Bearbeitungszeit erfordern. 

Auf Basis dieser Piloterfahrungen sollte dann in weiterer Folge ein Vorgehensmodell für die Anbindung weiterer Länder- und Gemeindeverfahren ableitbar sein, bei dem auch Kosten/Nutzen-Überlegungen einfließen sollten.

Im Zuge der § 90 StVO-Analyse wurden zwei (technologische) An- bzw. Einbindungsvarianten identifiziert, wobei ein Applikationsaufruf über das Portalverbundprotokoll (PVP) aus heutiger Sicht als sinnvollste Variante anzusehen ist. Allerdings ist der derzeit verfügbare Standard PVP 1.9 unter anderem mangels einer durchgängigen Identifikationsweitergabe dafür nicht prädestiniert. Es sollte der neue – aber derzeit noch nicht verfügbare – Standard PVP 2.0 verwendet werden. Aus diesem Grund soll die Finalisierung des PVP 2.0 Standards im Wege der BLSG massiv forciert werden.

Nächste Schritte in der USP-Länderzusammenarbeit sind daher:

· Finalisierung der Use Case – Dokumente;

· Erstellung von Bewertungskriterien für die unterschiedlichen Einbindungsvarianten, um eine Evaluierung der Verfahren im Sinne einer Kosten-Nutzen-Analyse durchführen zu können;

· Forcierung der PVP 2.0 – Entwicklung (auch durch das BMF und das BKA) im Rahmen der BLSG;

· Entscheidung über Umsetzung und Einbindungsvariante (zuerst §90 StVO-Verfahren; weitere Verfahren erst auf Basis von PVP 2.0).

3. Die USP-Ländervertreter sprechen sich weiters für eine schriftliche Ausformulierung der grundlegenden Paradigmen des USP durch das BMF aus, um die strategische Ausrichtung des USP eindeutig erkennen zu können; es wäre dies quasi ein das Länder-Strategiepapier ergänzendes Strategiepapier des BMF mit wesentlichen Kernaussagen für die USP-Länderzusammenarbeit, wie z.B. die Frage, wie Personenidentitäten und deren Rollen im USP von den Unternehmen abgeleitet werden.

Wichtig ist den Ländern dabei jedenfalls ein (alternativer) Zugang zu den elektronischen Verfahren der Länder über die Länderportale und nicht nur der ausschließliche Zugang nur über das USP (vgl. "Multikanalzugang" gemäß Punkt 1f des Länder-Strategiepapiers).

In diesem Zusammenhang wurde von USP-Seite auch wieder die Kostenfrage in den Raum gestellt: zum Thema "Identity-Providing" wurde von BMF und BKA angemerkt, dass dieses Service kostenpflichtig sei, falls das Verfahren nicht in das USP eingebunden wäre. Dieser Dissenspunkt bei der Kostenfrage konnte noch nicht ausgeräumt werden.

4. Neben primär informationstechnischen Fragestellungen werden auch gesamtorganisatorische Aspekte der weiteren USP-Länderverfahrensanbindung immer klarer sichtbar:

Aus Ländersicht ist es besonders wichtig, dass die Schnittstellen für die Verfahrensanbindungen nicht nur technologisch (z.B. gemäß BLSG-Standards), sondern auch in ihrer organisatorischen und zeitlichen Umsetzung mit den Ländern abgestimmt werden. Ein Andocken der Länder an nicht abgestimmte USP-Schnittstellen (z.B. über Formulare im USP mit nicht akkordierten neuen und detaillierten Vorgaben für das Andocken) könnte auf Länderseite in jedem Einzelfall zu nicht unbeträchtlichen Projektkosten und Applikationsanpassungen führen. Weiters bestünde die Gefahr, dass durch ein Vorschalten von zu umfangreichen allgemeinen Verfahrensschritten im USP die oft sehr stringenten Länderverfahren für den Anwender bzw. Kunden der Länderverfahren unnötig "angereichert" bzw. verkompliziert werden.

Aus Ländersicht ist auf Basis des Strategiepapiers daher auch nicht zwingend vorgesehen, dass alle neun Länder die gleichen Verfahren zum gleichen Zeitpunkt umsetzen müssen – im Gegenteil, jedes Land entscheidet grundsätzlich in jedem Einzelfall unabhängig, ob sein Verfahren eingebunden wird. 

Vorab wird daher darauf hingewiesen, dass sich in dieser Frage de facto wohl ein gewisser und über die reine IT-Ebene (BLSG) hinausgehender Handlungsdruck für die Länder aufbauen könnte. Stichwort: Getrennte, gemeinsame oder mehrheitliche Länderentscheidungen bei der Anbindung bestehender elektronischer Länderverfahren bzw. bei der (gemeinsamen?) Neuentwicklung von neuen elektronischen Länderverfahren? Dieses Themenfeld könnte im Zuge der weiteren USP-Zusammenarbeit noch deutlich an Relevanz gewinnen und müsste dann wohl auf sehr hoher organisatorischer Ebene zwischen den Ländern abgeklärt werden. 

Aus Ländersicht kann eine Vereinheitlichung nur gemeinsam zwischen BMF und den Ländern erfolgen. Dabei sollte auch die Möglichkeit bestehen, dass ein Land – im Falle einer grundsätzlichen gemeinsamen Linie – auch erst zu einem späteren Zeitpunkt auf diese gemeinsame Linie einschwenken kann.

Ein derartiges Vorgehensmodell für die USP-Länderverfahrensanbindung muss daher jedenfalls mit den Ländern abgestimmt und von diesen vor einer Realisierung gemeinsam freigegeben werden.

Beschlussempfehlung von Oberösterreich:

1. Der vorliegende Zwischenbericht wird von der Landesamtsdirektorenkonferenz zur Kenntnis genommen. 

2. Die USP-Zusammenarbeit der Länder mit dem Bund soll in diesem Sinne partnerschaftlich fortgesetzt werden.
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